
■ Vielleicht täuscht die Ruhe.
Dennoch ist es erstaunlich,
dass die grosse Empörung bis-
her ausgeblieben ist. Dabei hat
der Regierungsrat bekannt ge-
geben, dass er einen weiteren
traditionsreichen Pfeiler des
aargauischen Schulsystems eli-
minieren möchte. Die Schul-
pflegen haben ausgedient und
sollen 2018 abgeschafft wer-
den.

Der Regierungsrat ist der An-
sicht, dass die neue Schule Aar-
gau, die eine geleitete ist, den
Pfeiler «Schulpflege» nicht
mehr braucht, mehr noch, dass
der Pfeiler gar im Weg steht.
Leidenschaftliche Schulpfleger
sehen das natürlich ganz an-
ders und fürchten, dass ohne
den Pfeiler Schulpflege die
Schule Aargau arg einsturzge-
fährdet sein könnte. Also nicht
weg mit dem Pfeiler, lautet
hier die Forderung, sondern
macht ihn stärker!

Kommunikativ geschickt geht
der Regierungsrat vor. Er infor-
miert bereits jetzt über die ge-
plante «Neuregelung der Füh-
rungsstrukturen der Volksschu-
le», wie das heisse Eisen unver-
fänglich heisst; bis die Schul-
pflegen aufgelöst werden,
dauert es aber noch mindes-
tens fünf Jahre.

Es ist absehbar, dass die Schule
ohne Schulpflege professionel-
ler geführt werden kann. Und
effizienter. Und deshalb auch
günstiger.
Dennoch wird die Schulpflege
in den Dörfern fehlen. Nicht
nur, weil da meistens Men-
schen wirken, die sich leiden-
schaftlich für ihre Schule und
ihre Schulkinder einsetzen. Lei-
denschaftlicher als manche
professionelle Schulleiter, die
kommen und bald wieder ge-
hen. Das Verschwinden der
Schulpflege hat auch eine gra-
vierende Nebenwirkung: Es
fehlt künftig das Gremium für
den idealen Einstieg in die Poli-
tik. Nirgendwo sonst nahmen
so viele grosse politische Karri-
eren ihren Anfang wie in der
Schulpflege.
Wer soll sie bloss ersetzen?

Schulpflege mit

Nebenwirkungen
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Jüngst kamen aus Basel Arbeits-

platz-Hiobsbotschaften. Im Aargau

ist es dagegen ruhig. Ist das die Ru-

he vor dem Sturm?
Daniel Knecht: Nein, das glaube ich
nicht. Meldungen wie aus Basel gibt
es im Aargau Gott sei Dank bisher
nicht. Ich führe dies auf die Innovati-
onskraft und den Überlebenswillen
unserer Firmen zurück. Sie haben
sich mit der Situation arrangiert.

Wie?
Sie haben verschiedene Massnahmen
weiter vorangetrieben. So wurde
zum Beispiel ein Teil der Vorfertigun-
gen und der Einkäufe in den Euro-
raum verlagert. Sie haben neue Pro-
dukte entwickelt, stark geworben,
Messebesuche im Ausland intensi-
viert. Das tun vorab die Firmen, die
am meisten unter Druck sind.

Wer ist am meisten unter Druck?
Vorab die Maschinen-, Elektro- und
Metallindustrie. Hier ist das Ende der
Fahnenstange noch nicht erreicht.
Unter Druck sind Zulieferer, weil,
wie erwähnt, viele grosse Betriebe ei-
nen Teil der Vorleistungen ausgela-
gert haben. Generell leidet, wer aus-
tauschbare Produkte herstellt, die
man im Ausland in ähnlicher Quali-
tät bekommt.

Laut Statistik leidet der Aargau

beim Export überdurchschnittlich.

Gleichzeitig gibt es Stimmen, die

den Aargauer Export sehr loben.

Wie geht das zusammen?
Beides stimmt! Der Aargau ist ein tra-
ditioneller Standort der Maschinen-,
Elektro- und Metallindustrie. Diese
leidet stark und hat rückläufige Er-
träge. Der Aargau ist aber auch stark
in Life Science, und gerade im Frick-
tal in Pharma und Chemie. Weil die
Statistiken kantonal erfasst werden
und die Firmenhauptsitze ausschlag-
gebend sind, finden diese Aargauer
Exporte vorab in der Basler Export-
statistik statt.

Welche Firmen haben im schwieri-

gen Umfeld die besten Chancen?
Solche mit einzigartigen Hightechpro-
dukten oder solche, die über einen
sehr starken Markennamen verfügen.

Wie beurteilen Sie 2012?
Die Wirtschaft schlägt sich mit Blick
auf Euro- und Schuldenkrise ver-
gleichsweise sehr gut. Gesamthaft ist
2012 zwar nicht gut, aber besser als
das, was wir erwartet haben.

Was erwarten Sie 2013?
Es wird – etwas gedämpft – etwa so
weitergehen wie 2012. Economiesuis-
se erwartet immer noch ein Wachs-
tum von 0,6 Prozent. Das ist nicht

viel und trotzdem super, weil unser
Hauptabsatzmarkt, die Eurozone,
insgesamt in einer Rezession steckt
und 2013 voraussichtlich dort bleibt.

Lässt sich die leicht positive Erwar-

tung für 2013 auf die Arbeitsplätze

übertragen?
Über alles gesehen, dürfte die Ar-
beitsplatzzahl etwa stabil bleiben.
Denn im Vergleich zu Nachbarlän-
dern haben wir mit unserem flexibel
funktionierenden Arbeitsmarkt ei-
nen enormen Standortvorteil. Es gibt
Branchen, in denen Arbeitsplätze de-
finitiv verschwinden werden. Die Be-
troffenen finden aber in anderen
Branchen gute Aufnahme, weil sie
gut ausgebildet sind.

Das Staatspersonal erhält durch-

schnittlich 1 Prozent mehr Lohn.

Wie sieht es in der Wirtschaft aus?
Das ist von Branche zu Branche ver-
schieden. Es kann punktuell sogar
Lohnsenkungen geben. Über alles ge-
sehen, dürften die Lohnerhöhungen
zwischen 0,5 und 1 Prozent betragen.

Das Gewerbe beklagt grossen Fach-

kräftemangel. Wie sieht es bei Ih-

nen aus?
Den Fachkräftemangel spüren auch
wir. Vorab gesucht sind Techniker
und Ingenieure aus dem Bau-, Elek-
tro- und Informatikgebiet. Insgesamt
stellen wir eine Verknappung bei den
technischen Berufen und im Pflege-
bereich fest, nicht aber beim kauf-
männischen Personal.

Es gibt starke Klagen über Lehr-

lingsmangel. Wie ist es bei Ihnen?
Das Problem ist über alle Ausbil-
dungsprofile hinweg akut. Am be-

liebtesten sind immer noch KV-Lehr-
stellen. In unseren eigenen Firmen
haben wir früher für eine begehrte
Stelle 80 bis 90 Bewerbungen erhal-
ten, jetzt noch etwa 25 bis 30. Das
zeigt: Der demografische Wandel mit
weniger jungen Leuten ist im Ar-
beitsmarkt angekommen. Allein im
Aargau konnten Hunderte von Lehr-
stellen nicht besetzt werden. Auch in
meinen Firmen blieben drei Lehrstel-
len unbesetzt.

Gehen erste Aargauer Firmen nach

Basler Beispiel schon im Ausland

auf Lehrlingssuche?
Die Rekrutierungsanstrengungen
werden enorm erhöht. Etwa mit ex-
pliziten Lehrlingsständen an Gewer-
beausstellungen. Von gezielter Re-
krutierung von Aargauer Firmen im
Ausland wie bei der Basler Pharma
ist mir bisher aber nichts bekannt.

Wir haben aber auch bereits auslän-
dische Lehrlinge genommen, die sich
bei uns gemeldet haben.

Kurz nach unserem letzten az-Ge-

spräch, im September 2011, hat die

Nationalbank den Franken an den

Euro gebunden. Sie wünschten sich

damals einen Kurs von mindestens

Fr. 1.25 bis 1.30. Und heute?
Die Rückmeldungen aus den Firmen
besagen, dass der Kurs mindestens
bei 1.30 liegen müsste. Den Exportfir-
men ist aber klar: 1.20 ist besser als

nichts. Das gibt Planungssicherheit.
Zudem haben wir eine leichte Defla-
tion, derweil unser Haupthandels-
partner und Konkurrent Deutschland
eine Inflation von 2,5 Prozent aus-
weist. Inflationsbereinigt liegt der
Kurs also bei 1.23 bis 1.24. Das ist im-
mer noch hart, mildert die Situation
aber etwas.

Spüren Aargauer  Unternehmer in

Verhandlungen mit deutschen Fir-

men die Verstimmungen auf staat-

licher Ebene?
Die AIHK hat bisher keine direkten
Rückmeldungen über Probleme auf-
grund dieser Situation erhalten. Wir
haben vorab Kontakt mit süddeut-
schen Firmen. Diese Region ist in
Deutschland am wettbewerbsfähigs-
ten. Die süddeutsche Wirtschaft ist
ähnlich wie die unsrige strukturiert,
auch mentalitätsmässig sind wir uns
nahe. Die Süddeutschen sind etwa
dreimal so gut darüber informiert,
was bei uns in der Schweiz passiert,
als umgekehrt. Sie wollen mit uns
auskommen.

Wie äussert sich das?
Ein Beleg ist ein offizieller Brief der
Industrie- und Handelskammer Bo-
densee-Hochrhein nach Berlin, wo-
nach der Fluglärmstreit endlich bei-
gelegt und der Staatsvertrag
ratifiziert werden soll. Wohlverstan-
den, er ist auf Betreiben der Süddeut-
schen zustande gekommen. Die süd-
deutsche Wirtschaft will ein gutes
Verhältnis zur Schweiz.

Bald ist Weihnachten: Welche Wün-

sche hat die Wirtschaft an die Poli-

tik?
Wir wollen möglichst wenig Handels-
hemmnisse und dass unsere Rah-
menbedingungen stabil und bere-
chenbar bleiben, nicht verschlechtert
werden. Es darf zum Beispiel nicht
geschehen, dass einerseits die Steu-
ern gesenkt, anderseits aber über
Praxisänderungen der Steuerdruck
erhöht wird.

Ist das eine Befürchtung oder stel-

len Sie eine solche «Kompensation»

schon fest?
Das ist bei uns schon spürbar, vor al-
lem aber beim Nachbarn Zürich.

Interview AIHK-Präsident Daniel Knecht zur wirtschaftlichen Lage und zu den Perspektiven für 2013

VON MATHIAS KÜNG

«Hunderte Lehrstellen nicht besetzt»

«Über alles gesehen,
dürfte die Arbeitsplatz-
zahl 2013 etwa
stabil bleiben.»

Daniel Knecht: «Über alles gesehen, dürften die Lohnerhöhungen zwi-
schen 0,5 und 1 Prozent betragen.» ALEX SPICHALE

Daniel Knecht ist Präsident Aargau-
ische Industrie- und Handelskam-
mer (AIHK). Diese zählt rund 1600
Mitgliedfirmen, vom KMU bis zu
den Grosskonzernen. In diesen Be-
trieben, viele im Export, arbeiten
rund 40 Prozent der Erwerbstäti-
gen. Die AIHK vertritt die Interes-
sen eines wesentlichen Teils der
Aargauer Wirtschaft. Knecht ist
Dipl. Ing. ETH, war Grossrat, ist
VR-Präsident der Knecht Brugg
Holding AG mit gut 250 Mitarbei-
tern (Bau, Transport, Recycling,
Chemikalienhandel) in Brugg. (AZ)

Zur Person

«Es darf nicht gesche-
hen, dass einerseits die
Steuern gesenkt, ander-
seits aber über Praxis-
änderungen der Steuer-
druck erhöht wird.»

Kommissionssitze Die GLP will die
umstrittene Verteilung der Kommissi-
onssitze entgegen ihrer Ankündigung
nun doch nicht rechtlich anfechten.
«Dies wäre einer guten Konkordanz-
demokratie mit wechselnden Koalitio-
nen zur Mehrheitsbildung sicher
nicht förderlich», schreibt die Partei in
einer Mitteilung zur Begründung.
Trotz drei Sitzgewinnen bei den
Grossratswahlen ist die Mittepartei
neu nur noch in acht von zehn ständi-
gen Kommissionen vertreten. Das hat
gemäss der Partei aber Folgen für den
Ratsbetrieb: Die Grünliberalen wollen
die Diskussionen künftig in die Rats-
sitzungen verlegen, um Ideen und
Meinungen einzubringen. «Unnötig
längere Ratsdebatten sind absehbar,
stilles Eintreten wird es wohl nicht
mehr geben.»

Zum Unmut bei der GLP kam es,
weil es mit der BDP nun eine Fraktion
mehr gibt im Grossen Rat, aber das
Ratsbüro die Zahl der Kommissionssit-
ze nicht erhöhen wollte. (FAM)

GLP verzichtet
auf Gerichtsweg
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